
 

Hamburg, den 18.02.2024 

Liebe Pastorinnen und Pastoren im Kirchenkreis Hamburg-Ost und Hamburg-

West/Südholstein! 

Wir freuen uns, dass Sie die diesjährige Aktion „7 Wochen für die Menschenrechte“ 

unterstützen. 

In der Anlage erhalten Sie den Petitionsbrief für den kommenden Sonntag, den 25.02.2024 in 

der englischen Fassung zum Abschicken an den Innenminister Ägyptens und die übersetzte 

Form für die Botschaft, - beide zum Verteilen an die Gottesdienstbesucher und andere 

Interessierte oder zur Veröffentlichung auf der Homepage. Der englische Brief ist mit 1,10 € 

zu frankieren, der für die Botschaft in Deutschland mit 0,85 €. 

Hintergrundinformationen: 

Der jemenitische Asylsuchende Abdul-Baqi Saeed Abdo ist willkürlich in einem Gefängnis nördlich von 

Kairo inhaftiert und soll in den Jemen abgeschoben werden.  

Abdul-Baqi Saeed Abdo floh im August 2014 nach Ägypten, wo er sich beim UN-Hochkommissariat für 

Flüchtlinge (UNHCR) als Flüchtling registrieren ließ. Nachdem er 2013 auf seinen Social-Media-

Plattformen seinen Übertritt zum Christentum bekannt gegeben hatte, waren er und seine Familie, die 

in einer ländlichen Gegend außerhalb von Taiz lebte, einer Welle von gewalttätigen Angriffen 

ausgesetzt. Familienmitglieder berichteten Amnesty International, dass Abdul-Baqi Saeed Abdo seine 

Arbeit verlor und sein Auto beschädigt wurde. Im Juni 2014 wurde sein Haus in Brand gesetzt, was den 

Tod seiner Frau zur Folge hatte. Im August 2014 floh er mit seinen vier Kindern aus dem Jemen nach 

Ägypten. 

Er wurde dort am 21. Dezember 2021 von Sicherheitskräften in seiner Wohnung festgenommen und 

fiel zwei Wochen lang dem Verschwindenlassen zum Opfer. Während dieser Zeit verweigerten die 

Behörden seiner Familie jegliche Auskunft über sein Schicksal und seinen Verbleib. Später ordnete die 

Staatsanwaltschaft der Staatssicherheit wegen mutmaßlicher „Mitgliedschaft in einer terroristischen 

Gruppe in Kenntnis ihrer Zwecke“ und „Diffamierung der islamischen Religion“ Untersuchungshaft 

gegen Abdul-Baqi Saeed Abdo an. Diese Vorwürfe stehen im Zusammenhang mit seinem Übertritt zum 

Christentum, worüber er seit seiner Flucht weiter regelmäßig auf Social-Media-Plattformen 

gesprochen hat.  

Im Juli 2022 erließen die ägyptischen Behörden eine Ausweisungsanordnung für Abdul-Baqi Saeed 

Abdo. Bei einer Abschiebung in den Jemen würden ihm willkürliche Inhaftierung, Folter und andere 

Misshandlungen oder gar der Tod drohen, u. a. durch ein Todesurteil oder die Tötung durch 

bewaffnete Gruppen oder nichtstaatliche Akteure. Gemäß Paragraf 259 des jemenitischen 

republikanischen Dekrets zum Gesetz Nr. 12 von 1994 über Verbrechen und Strafen „werden 

Personen, die sich von der islamischen Religion abwenden oder sie denunzieren, mit dem Tod 

bestraft, nachdem ihnen dreimal Gelegenheit zur Reue gegeben und ihnen eine Bedenkzeit von 



dreißig Tagen eingeräumt wurde. Öffentlich durch Reden oder Handlungen zum Ausdruck gebrachte 

Apostasie wird als Widerspruch zu den Grundsätzen des Islam und seinen Säulen betrachtet, wenn sie 

vorsätzlich und entschieden erfolgt.“ Angesichts dieser Bestimmungen und früherer Bedrohungen, 

denen Abdul-Baqi Saeed Abdo im Jemen ausgesetzt war, ist Amnesty International der Ansicht, dass 

sein Leben im Fall einer Abschiebung in Gefahr wäre.  

Am 23. Juni 2022 warnte die Organisation Egyptian Initiative for Personal Rights (Ägyptische Initiative 

für persönliche Rechte) vor der bevorstehenden Abschiebung von Abul-Baqi Saeed Abdo und forderte 

die ägyptischen Behörden auf, diese zu stoppen und die Anklagen gegen ihn fallen zu lassen. Am 30. 

Juni 2022 wandten sich zahlreiche UN-Einrichtungen schriftlich an die ägyptischen Behörden und 

machten auf die willkürliche Inhaftierung, das Verschwindenlassen und die ungerechtfertigte 

Strafverfolgung von Abdul-Baqi Saeed Abdo aufmerksam. Ägypten ist verpflichtet, Menschen nicht in 

Länder abzuschieben, in denen ihnen Verfolgung, Folter oder andere schwere Menschenrechts-

verletzungen wie z. B. die willkürliche Verletzung des Rechts auf Leben drohen. Der Grundsatz der 

Nicht-Zurückweisung (Non-Refoulement-Prinzip) ist als Norm unter dem Völkergewohnheitsrecht 

anerkannt und in internationalen Instrumenten verankert, so z.B. im UN-Übereinkommen gegen Folter 

und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, dessen 

Vertragsstaat Ägypten ist. 

 

Mit folgendem Text kann in den Gottesdiensten die Briefaktion von amnesty international 

z.B. bei den Abkündigungen eingeleitet werden: 

„Für uns ist nur ein Brief ... 

... für sie das Überleben.“ 

In gut 30% aller Fälle, zu denen Briefaktionen gestartet werden, kann eine Verbesserung der 

Lage der Betroffenen erreicht werden; z.B. ein Todesurteil wird nicht vollstreckt, Folter wird 

nicht fortgesetzt, Gefangenen wird Kontakt zu Rechtsanwälten und Familienangehörigen 

ermöglicht, oder sie werden freigelassen. 

Die Macht der Öffentlichkeit – hierin liegt der Hebel für Arbeit von amnesty international – 

und für unsere Erfolge. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Janine Mahrendorf 

ai-Gruppe 1452 Hamburg 


